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EDITORIAL

Liebe Mitglieder, liebe Messebesucher, liebe Leser!

Endlich ist wieder Baumesse, zum ersten Mal nun in der 
EWS-Arena. Natürlich ist auch Haus & Grund Göppingen 
mit einem Stand dort vertreten. Bauherren und Bauwirt-
schaft benötigen dringend neue Impulse. Und das kei-
neswegs nur, weil Wohnraum Mangelware ist. Der wirt-
schaftliche Abschwung darf sich nicht verstetigen. Das 
wäre fatal, gerade für unsere Region, die Wirtschaft und in 
der Folge auch für den Immobilienmarkt im Filsland.

Für eine Kehrtwende braucht es aber mehr als verlässliche 
und erfahrene Betriebe aus der Gegend, die ihr Handwerk 
im wahrsten Sinne des Wortes verstehen und Eigentümer, 
die Verantwortung übernehmen. Es braucht endlich auch 
Rahmenbedingungen, auf denen aufgebaut werden 
kann, die ein echtes Fundament für den Aufschwung dar-
stellen. Dafür muss der Gesetzgeber sorgen. Haus- Grund 
und Wohnungseigentümer sowie Handwerker stehen be-
reit, sind gerüstet für Neubau, Sanierung und energeti-
schen Fortschritt. Kaum irgendwo ist das besser zu sehen 
als auf der Messe Bauen – Wohnen – Modernisieren.

Spannend ist daher auch, was seitens der Politik in Stadt 
und Land getan wird, um dem Abwärtstrend gegenzu-
steuern. Hier scheint man – im Gegensatz zum Bund – die 
Zeichen der Zeit erkannt zu haben. Die Ministerin für 
Landesentwicklung und Wohnen, Nicole Razavi, sowie 
Göppingens Oberbürgermeister Alex Maier und die 
Wirtschaftsförderin der Hohenstaufenstadt, Christine 
Kumpf, erläutern in Gastbeiträgen für diese Ausgabe der 
Hausmitteilung, was dafür getan wird und geplant ist.

Wie eng die Themen Energiewende sowie Haus- und 
Wohnungseigentum miteinander verbunden sind, wurde 
spätestens beim Thema „Heizungsgesetz“ deutlich. Dass 
Eigentümer, Mieter und Vermieter weit darüber hinaus 
von dieser geplanten Wende betroffen sind, wird im 
großen Interview mit Prof. Dr. Michael Thorwart in unserer 
Rubrik „Nachgefragt“ deutlich. Aktuelle Debatten gehen 

daher alle an, da sie auf einem grundsätzlichen Ver-
ständnis von Gesellschaft, Freiheit und Eigentum gründen 
– ob man im Einzelfall direkt betroffen ist oder nicht.

Um Fehlentwicklungen deutlich zu machen, ist in Zeiten 
wie diesen auch eine spitze Feder nötig. In Zetterers 
Ceterum Censeo legt der Stellvertretende Vorsitzende 
von Haus und Grund Göppingen und Umgebung e.V. 
zielsicher den Finger in Wunden. „Die spinnen, die 
Römer“, ist man geneigt zu sagen angesichts des 
Rubriktitels. Doch auch wenn manche Formulierung 
einen im ersten Moment schmunzeln lassen oder einem 
übertrieben vorkommen mag: Es ist leider bitterernste 
Realität im Jahre 2024. Um die Realität wieder ihrem 
Namen gerecht werden zu lassen, um die Verhältnisse 
wieder vom Kopf auf die Füße zu stellen, dafür setzt sich 
Haus & Grund Deutschland beständig ein. Was der 
Zentralverband für die Interessen der Haus-, Grund- und 
Wohnungseigentümer unternimmt und damit auch ge-
samtgesellschaftlich Verantwortung übernimmt, lesen 
Sie ebenso in diesem Heft wie auch Tipps rund um die 
Immobilie.

Fachkundige Rechtshinweise gibt Fachanwalt und HuG-
Vorsitzender Volker Schwab. Leserfragen beantworten 
die Mitarbeiterinnen Katja Walser und Nicole Buck von 
Verein und Service GmbH von Haus und Grund. Die Service 
GmbH bietet Dienstleistungen rund um die Immobilie; 
von der Bewertung bis zu Verkauf und Verwaltung - für 
Mitglieder übrigens zu attraktiven Sonderkonditionen.

Kurzum: In der Hausmitteilung finden Sie stets alles, was 
Sie als Bauherr, Eigentümer und auch als Mieter rund um 
dieses Thema wissen müssen. Kontaktmöglichkeiten 
seriöser und erfahrener Handwerksbetriebe von vor Ort, 
Rechtstipps, Informationen rund um die Immobilie sowie 
Hintergründe und Ausblicke hinsichtlich der politischen 
Rahmenbedingungen. Es lohnt sich also, die Hausmitteil-
ung aufzuheben.

Eine informationsreiche Messe wünschen Ihnen

 

Volker Schwab, Vorsitzender Haus & Grund Göppingen 
und Umgebung e.V. 

Kreishandwerksmeister Jürgen Schmid, Geschäftsführer 
der Haus & Grund Service GmbH
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GEFÄHRDET DIE ENERGIEWENDE DEN WERT VON IMMOBILIEN?
DAS GROßE INTERVIEW DER HAUSMITTEILUNG MIT PROF. DR. MICHAEL THORWART ÜBER DIE MÖGLICHE 
WENDE ZUM BESSEREN 

Als ob die Herausforderungen für Eigentümer nicht schon 

groß genug wären: Ausufernde Bauordnungen, einseitiges 

Mietrecht, Mietendeckel, Enteignungsphantasien, immer 

neue Verordnungen und Auflagen: Wer mehr Wohnraum 

schaffen will, sollte sich über eine Kehrtwende Gedanken ma-

chen. Doch Eigentümer von Wohnungen, Häusern und 

Grundstücken scheinen immer neue Ziegelsteine in ihren 

Rucksack gepackt zu bekommen. Mit der sogenannten Ener-

giewende sind weitere, neue Herausforderungen für Eigentü-

mer verbunden. „Heizungsgesetz“, CO2-Bepreisung zu Las-

ten von Vermietern und auch der geplante und um bisher vor-

handene Beschränkungen verminderte Ausbau der Wind-

kraft geht zu Lasten von Eigentümern. Dabei gäbe es bessere, 

nachhaltigere Wege, wie das Land Richtung Zukunft gehen, 

Energie bezahlbar gestalten und den Wert von Immobilien er-

halten würde. 

Durch Schaffung und Vermietung dringend benötigten 

Wohnraums nehmen Eigentümer eine wichtige gesellschaft-

liche Verantwortung wahr. Haus und Grund sieht sich diesem 

Anspruch ebenfalls verpflichtet, weshalb wir uns im großen In-

terview der Hausmitteilung nicht auf Kritik an bestehenden 

Verhältnissen und geplanten Maßnahmen beschränken, son-

dern auch – rein faktenorientiert – nach besseren Alternativen 

fragen, die wissenschaftlich belastbare Lösungsansätze im In-

teresse von Land, Leuten und Wirtschaft bieten. Dazu führten 

wir ein Gespräch mit einem ausgewiesenen Experten zu die-

sem Thema, Prof. Dr. Michael Thorwart, Professor am I. Institut 

für Theoretische Physik an der Universität Hamburg. 

Die sogenannte Energiewende bestimmt derzeit viele Be-

reich der Politik. Darunter auch die Bauwirtschaft und 

den Immobiliensektor. Wie beurteilen Sie als Fachmann 

die aktuell eingeschlagene Richtung?

Prof. Dr. Thorwart: In den vergangenen Wochen und Mona-

ten hat sich bei vielen Politikern die Erkenntnis durchgesetzt, 

dass die Energiewende in ihrer aktuellen Form gescheitert ist. 

Das haben der sächsische Ministerpräsident Kretschmer und 

der bayerische Ministerpräsident Söder im Herbst 2023 öf-

fentlich erklärt. Ich stimme dieser Sichtweise zu. Wir können 

die Energieversorgung einer der größten Volkswirtschaft der 

Welt nicht durch Erneuerbare Energie bestreiten.

Klingt unglaublich, nachdem was wir ständig in Politik und 

Medien hören. Können Sie Ihre Sichtweise begründen?

Prof. Dr. Thorwart: Die Erneuerbaren Energien haben zwei 

grundsätzliche Probleme, die physikalisch unlösbar sind. Zum 

einen haben sie sehr geringe Energiedichten („Brennwerte“), 

zum andern liefern sie Energie nicht dann, wenn wir diese be-

nötigen. Wind und Sonne haben ungefähr eine hundert Mal 

kleinere Energiedichte als fossile Energieträger wie Kohle, Gas 

und Öl, und eine ungefähr eine Million Mal kleinere Energie-

NACHGEMESSEN
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dichte als Kernenergie. Daraus ergibt sich, dass wir sehr viele 

Anlagen bauen müssten, um diese geringe Energiedichte zu 

ernten. Dies bedeutete einerseits einen hohen Materialein-

satz, was alles sehr teuer machte und nicht nachhaltig wäre. 

Andererseits benötigten wir sehr viel Fläche für Windindu-

strieanlagen und Solarzellen. Ein solches dezentrales Energie-

system würde dadurch auch einen riesigen Ausbau der 

Stromnetze erfordern. Die daraus resultierenden enorm ho-

hen Netzentgelte spüren wir zurzeit in unseren Stromrech-

nungen. Außerdem sind Erneuerbare Energien nicht grund-

lastfähig und großtechnische Energiespeicher, die wirt-

schaftlich betrieben werden können, sind nicht in Sicht. Die ge-

samte installierte Speicherleistung von circa 10 Gigawattstun-

den in 2023 würde rechnerisch für die Vollversorgung von 

Deutschland für 11 Minuten ausreichen.

Wie beurteilen Sie dann die aktuellen Ausbaupläne der 
Bundesregierung?

Prof. Dr. Thorwart: Ich halte diese für grundfalsch. Wir brau-

chen eine neue strategische Ausrichtung unserer Energie-

wirtschaft. Sicher ist, dass wir eine Energieversorgung unseres 

Landes allein auf der Basis der Erneuerbaren grundsätzlich nie 

werden realisieren können. Zudem sind die von Wind- und So-

larkraftwerken verursachten Probleme mannigfaltig.

Erneuerbare Energien richten also eher Schaden an als 
dass sie Vorteile bringen?

Prof. Dr. Thorwart: Eindeutig! Sie zerstören Landschaften 

und Waldgebiete. Greifvögel und Fledermäuse fallen Wind-

rädern zum Opfer. Sie beeinflussen das Mikroklima stark 

durch Austrocknung und lokale Temperaturerhöhung. Tou-

ristisch erschlossene Gebiete erleben rückgängige Besucher-

zahlen. Anwohner fühlen sich krank und bedrängt durch riesi-

ge Windräder. Volkswirtschaftlich erzeugen die Erneuerbaren 

enorme Kosten des Energieengpassmanagements. So haben 

wir im Jahr 2022 rund 3,3 Milliarden Euro dafür aufbringen 

müssen – eine direkte Geldverbrennung sondergleichen. Zu-

dem kommen enorme Müllmengen von zu entsorgenden Ro-

torblättern oder Betonfundamenten hinzu, die bis heute un-

gelöst sind.

Stichwort: Gesundheitsgefährdung von Anwohnern: Se-
hen Sie auch einen Einfluss von Windindustrieanlagen 
auf Immobilienwerte?

Prof. Dr. Thorwart: Ja, ganz erheblich. Das geht aus einer neu-

en Studie des Schweizer Hauseigentümerverbands (HEV) der 

Region Winterthur vom Oktober 2023 hervor. Demnach dro-

hen Besitzern von Wohnhäusern empfindliche Wertminde-

rungen, wenn in ihrer Nähe Windkraftanlagen gebaut wer-

den.  Bei einem Abstand von 300 Meter beträgt die Wertver-

minderung 25 Prozent, bei 1000 Meter noch immer 8 Prozent. 

Dazu kommen Schatten- und Eiswurf wegen der drehenden 

Rotoren. Man spricht vom Disco-Effekt. Im Winter müssen An-

wohner bis zu einer Distanz von etwa 450 Meter mit Eiswurf 

rechnen, was für Anwohner und Gebäuden gefährlich ist. 

Auch der Lärm der Geräusche der Rotoren und von Generator 

und Getriebe ist enorm. 

Dafür profitiert aber die Allgemeinheit von Windindu-
strie- und Solaranlagen…

Prof. Dr. Thorwart: … kaum! Betrachten wir beispielsweise 

das Jahr 2021 mit 8760 Volllaststunden. Von den 56 Gigawatt 

installierter Solarleistung konnten wir nur 900 Volllaststunden 

nutzen, also etwa 10 Prozent. Ähnlich sieht es bei Wind aus. 

Von den 55 Gigawatt waren nur circa 1700 Volllaststunden 

nutzbar, also 19 Prozent. Ein großer Teil des Erneuerbaren 

Kraftwerksparks steht also nutzlos in der Gegend herum. Die 

Effizienz ist sehr gering. 

Positiv klingt das alles nicht. Sind Deutschlands Anstren-
gungen dann wenigstens volkswirtschaftlich sinnvoll?

Prof. Dr. Thorwart: Leider auch nicht. Wir als Volkswirtschaft 

bringen im weltweiten Vergleich riesige Summen für die Ener-

giewende auf, deren Nutzen mehr als fraglich ist. Konkret: 

Von 2018 auf 2019 betrug allein der Zuwachs an CO2-

Emissionen in China 1.475 Millionen Tonnen, wohlgemerkt 

nur der Zuwachs. Dies müssen wir in Bezug setzen zu den 759 

Millionen Tonnen CO2, die die deutsche Volkswirtschaft ins-

gesamt verursacht hat. Wir sehen also ein enormes Ungleich-

gewicht der Fakten.   

Fortsetzung: Seite  6
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Fortsetzung:

Also dann zurück zu Kohle, Öl und Gas?

Prof. Dr. Thorwart: Nein, keineswegs. Wir brauchen den 

Ausstieg aus den fossilen Brennstoffen so schnell wie mög-

lich. Dies wird uns als ausdifferenzierte Volkswirtschaft 

nur gelingen, wenn wir den Wiedereinstieg in die Kernen-

ergie umsetzen. Ich meine aber nicht den Einstieg in die al-

te Form der 1970er und 1980er Jahre der Kerntechnik. Wir 

brauchen den Einstieg in die neue Form der Generation IV 

der Kernreaktoren. Diese hat nicht mehr viel gemein mit 

der alten Atomkraft der Generation II der „Steinzeit“. 

Was macht die Kernreaktoren der Generation IV so anders?

Prof. Dr. Thorwart: Die neuen Kernreaktoren der Gene-

ration IV werden in einem weltwei-

ten Konsortium – übrigens ohne 

Deutschland – entwickelt. Es gibt 

die vier „goldenen Regeln“: Erstens 

gibt es eine inhärente Sicherheit 

(„walk-away safe“) per Konstrukti-

on. Die Reaktoren sind so entwor-

fen, dass sie nicht „überkritisch“ 

werden können, sondern sie ge-

hen von allein aus, wenn man sie 

sich selbst überlässt. Zweitens sind 

sie militärisch uninteressant („pro-

liferationssicher“), da es sehr aufwändig wäre, kernwaffen-

fähiges Material damit herzustellen. Drittens haben sie eine 

nachhaltige Lösung für das Entsorgungsproblem. Und vier-

tens sind sie enorm wirtschaftlich.

Die neuen Kernreaktoren wären also sicher?

Prof. Dr. Thorwart: Ja. Sie funktionieren nur, wenn das 

spaltbare Material als Schmelze bei einer bestimmten 

Temperatur vorliegt. Würde das Material zu heiß, käme 

die Spaltreaktion von sich aus zum Erliegen, genauso bei 

einer Abkühlung im Falle eines Ausfalls der Heizung. Sol-

che Reaktoren regeln sich also selbst.

Und was heißt „militärisch uninteressant“? 

Prof. Dr. Thorwart: Die Herstellung von kernwaffenfähi-

gem Material wäre viel zu aufwändig mit den neuen Kern-

reaktoren. Dazu würden man eher die alten bestehenden 

Reaktoren nutzen.

Bliebe noch das „Atommüllproblem“ das uns allen min-
destens durch die „Castor-Transporte“ bekannt ist.

Prof. Dr. Thorwart: Wir sollten hier nicht von „Atommüll“ 

sprechen, denn es handelt sich um wertvolle Rohstoffe. 

Die neuen Reaktoren der Generation IV würden nur noch 

vier Prozent des Brennstoffes als Reststoffe produzieren. 

Die aktuelle Generation II hingegen lässt circa 97 Prozent 

des Materials als „Atommüll“ übrig, den wir aktuell für ca. 

300 000 Jahre einlagern müssten. Das neue Konzept er-

zeugt nur wenig Reststoffe, die nach 300 Jahren abge-

klungen sind. Das ist ein bedeutender Unterschied. Wenn 

beispielsweise Friedrich der Große von Preußen bereits 

solche Reaktoren betrieben hätte, wäre von dem Restmüll 

heute fast nichts mehr übrig.

Ein sehr schönes Beispiel, das es vorstellbar macht. 
Aber: können die neuen Reaktoren auch das verbren-
nen, das wir heute als „Atommüll“ bezeichnen und 
durch die Republik karren und für das wir nach Endla-
gern suchen, die womöglich auch wieder Wertverlus-
te für Immobilien mit sich brächten?

Prof. Dr. Thorwart: Ja, sie könnten unseren kompletten 

„Atommüll“, den wir heute in Deutschland haben, in Ener-

gie umwandeln. Mit einem Dual Fluid Reaktor könnten wir 

beispielsweise die 1300 Kubikmeter hochradioaktiven 

„Mülls“ für die Stromversorgung von ganz Deutschland 

für 25 Jahre verwerten. Damit hätten wir unser „Atom-

müllproblem“ nachhaltig gelöst.

Und könnten sogar künftige Endlager überflüssig ma-
chen?

Prof. Dr. Thorwart: Ja, das wäre so. Es würden keine End-

lager für geologische Zeiträume mehr notwendig werden.  

Bleibt noch die Kostenfrage, die wiederum die Ener-
giepreise beeinflusst?

Prof. Dr. Thorwart: Die neue Reaktorgeneration wird we-

sentlich günstigeren Strom liefern können. Kleinere modu-

lare Anlagen liefern Energie für 2 Cent pro Kilowattstunde. 

Größere neue Kernkraftwerke eines Dual Fluid Reaktors 

können für 0,6 Cent pro Kilowattstunde günstige Energie 

erzeugen. Windräder bewegen sich bei circa 5 bis 7 Cent 

pro Kilowattstunde, zuzüglich der Netzausbaukosten von 

10 bis 15 Cent pro Kilowattstunde.

Klingt gut, aber auch wie Zukunftsmusik, die erst noch 
in der Realität ankommen muß…

Prof. Dr. Thorwart: Aktuell werden kleine modulare Tho-

riumsalzschmelze-Reaktoren beispielsweise von dem 

Start-up CopenhagenAtomics entwickelt. Dieses Konzept 

ist sehr weit vorangeschritten und könnte in wenigen Jah-

ren großtechnisch einsatzbereit sein. Der Goldstandard 

für mich ist die Firma Dual Fluid Inc. Berliner Physiker ha-
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ben in 2013 ein Patent für dieses revolutionäre Konzept erhal-

ten. Kürzlich haben sie mit der Regierung von Ruanda einen Ver-

trag über den Bau einer Demonstrationsanlage innerhalb von 

zwei Jahren abgeschlossen. Die Entwicklung schreitet stürmisch 

voran, allerdings nur außerhalb von Deutschland. Namhafte 

akademische Partner wie die TU Dresden, die TU München, 

das Paul-Scherrer-Institut und die kanadische Kernfor-

schungszentrum TRIUMF sind beteiligt.

Aber bisher existieren nur theoretische Konzepte, oder?

Prof. Dr. Thorwart: Ein Thoriumsalzschmelze-Reaktor 

wurde als Testanlage in den 1960er Jahren in den U.S.A. 

störungsfrei betrieben. Sie wurde dann stillgelegt, als klar 

war, dass eine militärische Nutzung zur Plutoniumherstel-

lung uninteressant war. Dann hat man sich auf die Leicht- 

und Druckwasserreaktoren konzentriert und das eigent-

lich erfolgreiche Konzept geriet ins Abseits.

Wie schnell könnte der erste derartige Reaktor – den 
entsprechenden politischen Willen mit sofortigem Zu-
schlag vorausgesetzt – ans Netz gehen?

Prof. Dr. Thorwart: Die beteiligten Firmen geben an, 

KONTAKT
michael.thorwart@physik.uni-hamburg.de
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dass sie bis 2028 serienreife kleinere Reaktoren im SMR-

Format bereitstellen könnten. Größere Kernreaktoren sol-

len ab 2032 serienreif sein, also in acht Jahren.

Welche Vorteile hätte ein Energiewirtschaftssystem 
auf der Basis der neuen Kernenergie?

Prof. Dr. Thorwart: Ganz ein-

deutig der Preis der günstigen 

Energie. Damit würde unser Land 

wieder weltweit konkurrenzfähig. 

Wir könnten mit billigem Strom 

auch Wasserstoff in großtechni-

schen Mengen günstig her-

stel len.  Wir 

könnten damit 

synthetische 

Kraftstoffe kli-

maneutral her-

stellen und nut-

zen. Wir könnten 

Meerwasserentsalz-

ungsanlagen betreiben 

und so unterentwick-

elten Ländern Zugang 

zu Wohlstand und Gesundheitsversorgung bieten. Nicht zu-

letzt bedingt auch eine freiheitlich-demokratisch verfass-

te Gesellschaft den Zugang zu einer verlässlichen und kli-

maneutralen Energieversorgung. Wir werden unseren 

Wohlstand und unsere Freiheit nur halten können, wenn 

wir auf die neue Kernenergie der Generation IV setzen. 

Das ist für mich klar.
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HAND-IN-HAND GÖPPINGEN WEITERENTWICKELN

DIE STADT GÖPPINGEN HAT EINE VIELZAHL AN IM-
MOBILIEN IM GANZEN STADTGEBIET IN IHREM BE-
SITZ. DIESE REICHEN VOM RATHAUS ÜBER SCHULEN 
UND ZAHLREICHE KINDERGÄRTEN, ÜBER WOHNUN-
GEN BIS ZU GROßEN VERANSTALTUNGSSTÄTTEN 
UND GEWERBEIMMOBILIEN. DAMIT SITZT DIE STADT 
ALS BAUHERR, VERMIETER UND VERWALTER IN EI-
NEM BOOT MIT DEN VIELEN PRIVATEN GROßEN UND 
KLEINEN IMMOBILIENBESITZERN IN GÖPPINGEN 
UND UMGEBUNG.

Immobilienbesitzer spielen eine entscheidende Rolle in 

der Stärkung und Entwicklung des Wirtschaftsstandorts 

Göppingen, denn sie tragen maßgeblich dazu bei, dass un-

sere Stadt ein attraktiver Ort für Unternehmen ist, um hier 

zu florieren und zu wachsen. Seit über 100 Jahren ist Haus 

und Grund wichtiger Ansprechpartner der privaten 

Grundeigentümer und damit auch für die Stadt Göppin-

gen ein bedeutender Partner bei der Entwicklung der Im-

mobilienlandschaft, sowohl der gewerblichen wie auch 

der wohnungswirtschaftlichen. Unsere aktuelle politische 

und wirtschaftliche Lage schafft Bedingungen, die es uns 

allen, die im Bereich Immobilien tätig sind, nicht gerade 

einfach machen. Der deutsche Wohnungsbau steckt in ei-

ner Notlage, es gibt allerorten zu wenig bezahlbaren 

Wohnraum. Auch sind in den letzten Monaten immer wie-

der Projektentwickler in Schieflage geraten. Umso wichti-

ger ist es, im Verständnis füreinander zu kommunizieren, 

zu unterstützen und gemeinsame Ziele zu verfolgen.  Der 

Beitrag privater Investoren zur Bereitstellung hochwerti-

ger und geeigneter Immobilienflächen ist nach wie vor 

von großem Wert, tragen diese doch dazu bei, dass Göp-

pingen ein lebendiges und vielfältiges Geschäftsumfeld 

bieten kann. 

Die Verwaltungsspitze und die Wirtschaftsförderung der 

Stadt Göppingen sind sich dessen sehr bewusst, stehen 

zur Seite und arbeiten eng mit Investoren zusammen, um 

den Immobilienmarkt kontinuierlich zu verbessern. Hier 

haben vor allem Investitionen in die Modernisierung und 

Instandhaltung von Gewerbeimmobilien einen großen 

Stellenwert. Denn Gewerbeflächen, die nicht mehr den ak-

tuellen Erwartungen und Erfordernissen, beispielsweise 

an Einzelhandelsflächen entsprechen, haben es in der 

Vermarktung deutlich schwerer, dies gilt auch für 

schlecht ausgestattete Büros abseits von Top-Lagen. 

Vernachlässigt werden darf auch auf keinen Fall der Woh-

nungsbau, denn Wohnen ist die soziale Frage unserer 

Zeit. Es ist bekannt, dass der Wohnungsmarkt auch in Göp-

pingen sehr angespannt ist. Zur Behebung dieses großen 

Oberbürgermeister Alexander Maier

Seit 2021 Oberbürgermeister der Stadt Göppingen

Christine Kumpf 

Seit 2005 Wirtschaftsförderin der Stadt Göppingen
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Problems spielen sowohl Neubauten als auch Bestands-

immobilien eine wichtige Rolle. Dabei ist vollkommen 

klar, dass es neben unserer Wohnbau GmbH Göppingen 

vor allem das Engagement privater Investoren braucht, 

um die steigende Nachfrage decken zu können. Mit dem 

Göppinger Baulandstein wollen wir als Stadt einen Anreiz 

bieten, um Nachverdichtung zur Schaffung dringend be-

nötigten Wohnraumes zu ermöglichen. 

Darüber hinaus setzen wir uns dafür ein, dass die Rah-

menbedingungen in der Stadt stimmen, indem wir in die 

Infrastruktur investieren oder auch Genehmigungsver-

fahren vereinfachen. So werden wir als Pilotkommune des 

Landes für die Plattform „Virtuelles Bauamt Baden-

Württemberg“, im nächsten Jahr die Grundlagen schaf-

fen, um spätestens ab 2025 Baugenehmigungen vollstän-

dig digital abwickeln zu können. Auch Projekte wie die Ein-

richtung eines Parkleitsystems oder die Aufwertung zur 

HUG · GÖPPINGEN · GASTBEITRAG VON OB ALEX MAIER UND WIRTSCHAFTSFÖRDERIN CHRISTINE KUMPF

Fußgängerfreundlichen Innenstadt tragen zum positiven 

Stadtbild bei. Große Investitionen in die Infrastruktur wer-

den getätigt, um Göppingen für die Zukunft zu rüsten. Die 

geplanten Investitionen in wichtige städtische Infrastruk-

tur soll im nächsten Jahr 45,5 Millionen € betragen. Bis 

2027 sogar knapp 200 Millionen €. Für über 80 Millionen € 

wurden bereits Baubeschlüsse gefasst. Dazu gehören Pro-

jekte wie das Hohenstaufen-Gymnasium, das Boehringer-

Areal, die neue Hauptfeuerwache oder das Zukunftsquar-

tier für Arbeiten und Wohnen am Fischbergele. Unser Ziel 

ist es, ein Umfeld zu schaffen, das Unternehmen dazu er-

mutigt, sich in Göppingen niederzulassen und zu expan-

dieren. Zugleich sichern wir damit Aufträge für heimische 

Unternehmen und unser Handwerk und verstehen uns als 

deren verlässlicher Partner. 

Kommen Sie deshalb auf uns zu, denn gemeinsam, Hand-

in-Hand entwickeln wir unsere Stadt weiter.
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ALTER MIETER, 
NEUER MIETER 
PROTOKOLLE HELFEN BEI DER 
WOHNUNGSÜBERGABE

Mieterwechsel sind immer mit Aufwand verbunden. 
Neue Mieter müssen ausgewählt werden. Der Zustand 
der Wohnung will vor Auszug der alten und Einzug 
der neuen Bewohner überprüft sein. Bei der Woh-
nungsübergabe kommt es auf Einzelheiten an.

Im ersten Schritt empfiehlt sich, früh einen Übergabeter-

min mit dem ausziehenden Mieter abzumachen. Zum ei-

nen wird es erfahrungsgemäß immer schwieriger, ein pas-

sendes Datum zu finden, je näher der Auszugstermin 

rückt. Zum anderen brauchen Mieter wie vermietende 

Wohnungseigentümer ausreichend Zeit für eventuell not-

wendige Renovierungen. Welche das sind, stellt sich spä-

testens beim Übergabetermin heraus – einen ersten Ein-

druck werden Vermieter schon bei der Besichtigung mit 

Wohnungsinteressenten gewonnen haben.

Der Faktor Zeit ist aus Vermietersicht wichtig: Er oder sie hat 

zu gewährleisten, dass der neue Mieter zum vereinbarten 

Termin einziehen kann. Ist die Wohnung nicht fertig, müs-

sen durch den verspäteten Einzug beim Mieter anfallende 

Mehrkosten übernommen werden. Mieter wiederum ha-

ben sicherzustellen, dass die Räume spätestens am letzten 

Tag des Mietverhältnisses an den Vermieter zurückgehen, 

damit ihr Nachfolger pünktlich einziehen kann. Für Verzö-

gerungen können Vermieter Schadenersatz fordern (§ 

546§a BGB). Grundsätzlich sind Wohnungen in ordnungs-

gemäßem Zustand zu übergeben. Was bedeutet das ei-

gentlich? Leergeräumt und besenrein – also frei von gro-

bem Dreck und Müll – sind selbstverständlich. Abgenutzte 

Fußbodenbeläge, Kratzer an Türen, verfärbte Fliesen und 

schmutzige Fenster dagegen müssen vermietende Eigen-

tümer wahrscheinlich als gegeben hinnehmen.

Ein Wohnungsübergabeprotokoll hilft, Ärger über mögli-

che Schäden zu vermeiden. Das Dokument ist keine Vor-

schrift. Es gibt auch keine festen Regeln, aber Mustervorla-

gen im Internet. Inhaltlich sollte es den Zustand der Woh-

nung wiedergeben: Sind Löcher im Boden und Risse in Wan-

ne, Dusche, Waschbecken? Hängen die Armaturen stabil? 

Platzt irgendwo Farbe ab oder hängt die Tapete in Fetzen? 

Gibt es Schimmelflecken? Fehlen Sockelleisten? Oder ist al-

les tipp-topp? Für das Protokoll gucken Vermieter und Mie-

ter sich gemeinsam Raum für Raum an. Am besten bei Ta-

geslicht, weil dann Problemecken besser erkennbar sind als 

in der Dämmerung oder im Lampenschein. Vorhandene 

Schäden werden möglichst genau beschrieben und am be-

sten zusätzlich fotografiert. Das erhöht im Streitfall die Be-

weiskraft.

Findet die Begehung nach dem Auszug statt, sollten ver-

mietende Wohnungseigentümer kontrollieren, ob der Aus-

zug Spuren am Gemeinschaftseigentum Hausflur, Trep-

penhaus und Aufzug hinterlassen hat und die Verwaltung in-

formieren. Sie kann namens der Gemeinschaft der Woh-

nungseigentümer vom Ex-Mieter Schadenersatz fordern. 

Vermietende Eigentümer haben kein Recht, wegen des be-

schädigten Gemeinschaftseigentums die Mietkaution ein-

zubehalten (Amtsgericht München, Urteil vom 26. März 

2021, 414 C 2283/20). Das geht in einer Wohnungseigentü-

mergemeinschaft nur bei Schäden an der Wohnung.

Um Schäden an der Wohnung zu beseitigen, fordern Ver-

mieter den Mieter unter Fristsetzung auf, das zu erledigen 

und weisen auf die Option hin, bei Nicht-Erledigung die 

Mietsicherheit zu behalten beziehungsweise auf Kosten des 

Mieters einen Handwerker zu beauftragen. Nach Ablauf der 

Frist wird kontrolliert. Ist nichts passiert, folgen die zuvor an-

gekündigten Schritte. Natürlich können beide Seiten die Be-

seitigung von Schäden auch ohne Streit vereinbaren. Die be-

sprochenen Maßnahmen kommen ins Übergabeprotokoll. 

Es gilt mit der Unterschrift von Vermieter und ausziehen-

dem Mieter als akzeptiert und bindend – für im Nachhinein 

entdeckte Schäden können Vermieter in der Regel keinen 

Regress mehr verlangen. Vermieter und Mieter erhalten je 

ein Exemplar des Protokolls. So wird vermieden, dass später 

einseitig noch etwas verändert wird.  
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Das Protokoll sollte über Mängel hinaus noch Anga-
ben enthalten zu 

• Zählerstand von Heizung, Wasser und Strom 

• Zahl und Art der überreichten Schlüssel 

• (Türen, Briefkasten, Keller, Dachboden)

• Vermieterseitigen Einbauten 

• (Einbauküche, Wandschränke)

• Mieterseitigen Einbauten, falls diese in der Wohnung 

bleiben, ob Vermieter dafür Abstand zahlen (oder nicht) • 

oder ob die Einbauten entfernt wurden • 

• letzter Renovierung

• Tag des Auszugs, Datum der Übergabe

• möglichen Übergabe-Zeugen (Name, Kontaktdaten)

• Adresse der Wohnung, neue Adresse des Mieters

Mit dem Übergabeprotokoll sichern sich vermietende Woh-

nungseigentümer auch beim Einzug neuer Mieter ab. Die-

se wissen dann um den Zustand der Wohnung, sodass es 

später beim Auszug weder Unklarheiten noch Konflikte 

geben sollte. Außerdem ist die Kenntnis über Zählerstän-

de wichtig für die korrekte Betriebskostenabrechnung.

Weder Vermieter noch ein- und ausziehende Mieter sind 

verpflichtet, die Wohnung persönlich zu übergeben. Ver-

mietende Eigentümer können zum Beispiel einen Miet-

Verwalter bevollmächtigen oder einen Makler. Allerdings 

stehen sie für Fehler gerade, die ihren Beauftragten bei der 

Übergabe oder im Übergabeprotokoll unterlaufen, denn 

letzten Endes tragen sie als Vermieter die Verantwortung. 

Sauber abgeschlossen wird die Übergabe erstens mit der 

Schlüsselübergabe und zweitens mit der Information der 

Hausverwaltung der GdWE über den Mieterwechsel, damit 

sie Klingel und Briefkasten neu beschriftet.

CHECKLISTE WOHNUNGSÜBERGABE 

• Termin mit dem Mieter (Ein-Auszug) vereinbaren

• Wohnungsübergabeprotokoll: Formular anfertigen, 

alternativ: aus dem Internet herunterladen• 

• Begehung Raum für Raum

• Zustand dokumentieren: in Ordnung: ja, wenn 

• Mängel: welche, Beseitigung, Kontrolle? 

• Zählerstände erfassen

• Schlüsselübergabe

• Datum, Unterschriften  

• Exemplar Protokoll an Mieter aushändigen

• Schlüsselübergabe 

• Hausverwaltung informieren

ANZEIGE 1/4 SEITE
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STEUERN SPAREN MIT 
HAUSHALTSNAHEN 
DIENSTLEISTUNGEN 

Selbst nutzende Wohnungseigentümer können über 
die Steuererklärung Geld sparen. Stichwort: haus-
haltsnahe Dienstleistungen und Handwerksarbeiten.

Hausflur putzen, kehren, Schnee räumen, Rasen mähen, 

Schäden reparieren. In der Gemeinschaft der Wohnungs-

eigentümer (GdWE) fallen viele Arbeiten an. Normaler-

weise erledigen Wohnungseigentümer die nicht selbst. 

An ihrer Stelle packen Dienstleister wie Putzdienste und 

Hausmeister an. Sie werden von der Verwaltung im Na-

men der Eigentümergemeinschaft beauftragt. Die Ausga-

ben für diese Dienstleister zahlen die einzelnen Eigentü-

mer über ihr Hausgeld. Wenn Selbstnutzer die Kosten in 

der Steuererklärung geltend machen, senken sie ihre Steu-

erlast (§ 35 a Einkommensteuergesetz).

Wohnungseigentümer können bis zu 20 Prozent der für die 

haushaltsnahen Dienstleistungen anfallenden Lohnkosten 

steuermindernd ansetzen. Den Höchstbetrag deckelt das 

Einkommensteuergesetz (§ 35 a Absatz 1) auf 4.000 €. Das 

entspricht einem Ausgangsbetrag von 20.000 €. So viel wird 

ein einzelner Selbstnutzer kaum erreichen. Trotzdem zahlt 

das Geltendmachen der Leistungen sich aus. 

Die Steuerermäßigung ist an Voraussetzungen geknüpft: 

• Die Jahresabrechnung weist die unbar bezahlten Beträge 

aus.• 

• Die begünstigten Beschäftigungsverhältnisse sind ge-

sondert aufgeführt, ebenso der Anteil der begünstigten • 

Arbeits- und Fahrkosten.• 

• Der Anteil des jeweiligen Wohnungseigentümers wurde 

   auf Basis seines Beteiligungsanteils individuell errechnet.

Zum Nachweis beim Finanzamt brauchen Wohnungsei-

gentümer eine Bescheinigung (siehe Muster), aus der Art, 

Inhalt, Zeit, erbrachte Leistung und Leistungserbringer so-

wie Entgelt hervorgehen. In der Regel stellt die Verwal-

tung die Bescheinigung auf Bitten des Wohnungseigen-

tümers aus – eventuell gegen Vergütung. Alternativ kön-

nen Eigentümer selbst ein Formular basteln und ihrer Steu-

ererklärung beilegen. Handwerkliche Dienstleistungen 

sind ebenfalls von der Steuer absetzbar. Das gilt sowohl 

für die in der Jahresrechnung aufgeführten, als auch für 

solche, die in der selbst genutzten Wohnung erbracht wur-

den. Faustregel dort: Absetzbar ist, was dem Renovieren, 

Verschönern und Wiederherstellen der eigenen vier Wän-

de dient. Damit können Selbstnutzer fürs Tapezieren und 

Anstreichen, für Reparaturen an Elektrogeräten, die Mon-

tage einer Markise oder für die Badmodernisierung bis zu 

20 Prozent der Arbeits- und Fahrkosten oder maximal 

1.200 € pro Jahr ansetzen. Material bleibt außen vor.

Wichtig ist, dass die Arbeiten auf Rechnung erfolgen. 

Lohn- und Materialkosten sollten getrennt ausgewiesen 

sein, damit das Finanzamt den Steuerabzug anerkennt. 

Darauf sollten 

Wohnungsei-

gentümer den 

H a n d w e r k e r 

vorab hinwei-

sen. Kosten für 

Handwerkerlei-

stungen in der 

J a h r e s r e c h-

nung müssen 

nicht nur in Ma-

terial- und Ar-

beitsaufwand 

gesplittet sein, 

sondern auch 

auf die jeweili-

gen Eigentü-

mer herunter-

gebrochen wer-

den.

KURZ NOTIERT

Der Bundesfinanzhof hat entschieden, dass Mieter haus-

haltsnahe Dienstleistungen geltend machen können, 

auch wenn sie selbst keinen Vertrag mit einem Leistungs-

erbringer geschlossen haben, wohl aber der Vermieter. 

BIS ZU 20 PROZENT BONUS SIND DRIN

ANZEIGE 1/8 SEITE
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Dem Urteil vom 20. April 2023 (VI R 24/20) lag ein Fall zu-

grunde, bei dem ein vermietender Wohnungseigentümer 

Mietern mit der Nebenkostenabrechnung Aufwendun-

gen für Treppenhausreinigung, Räumdienst, Gartenpfle-

ge und Rauchmelderwartung berechnete. Die Mieter woll-

ten dafür Steuerermäßigung bekommen. Die steht ihnen 

nach dem Urteil auch zu. Für vermietende Eigentümer be-

deutet das: Falls Finanzamt und Mieter um die Anerken-

nung der Dienstleistung streiten, müssen sie dem Mieter 

Rechnungen und Belege zur Verfügung stellen.
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ERST DÄMMEN, 
DANN HEIZEN

Alle Gebäude in Deutschland sollen bis 2045 auf erneuerba-

re Energien umgestellt werden – eine große Herausforde-

rung. Wer dabei jedoch nur die Erneuerung der Heizung im 

Blick hat, denkt zu kurz. Viel wichtiger ist es, das Gebäude zu-

vor zu dämmen und auch an die Modernisierung von Fens-

ter und Dach zu denken. Das individuelle Gesamtpaket 

muss passen. 

Manch Eigentümer spielt zurzeit mit dem Gedanken, seine 

Heizung zu erneuern – und dabei auf eine Wärmepumpe zu 

setzen, nicht nur, weil es dafür weiterhin attraktive Förder-

programme gibt. „Man muss aber einen Schritt weiterden-

ken“, sagt Kreishandwerksmeister Jürgen Schmid – oder 

besser: einen Schritt zurück. Denn bevor man die Heizung 

tauscht, müsse man die passende Dämmung für die Gebäu-

dehülle realisieren. „Wer sein Haus richtig dämmt, der kann 

langfristig Energie und damit bares Geld sparen“, erklärt 

Schmid, der viele Jahre Obermeister der Stuckateur-Innung 

war. Das kann Jürgen Hofele, Obermeister der Göppinger 

Stuckateur-Innung nur unterstreichen: „Der passende Wär-

meschutz spielt eine große Rolle.“

Energie nicht verschwenden – langfristig Geld sparen

Wärmeschutz bedeutet, Energie effizient zu nutzen und 

nicht durch ungedämmte Außenwände zu verschwenden. 

Bei der Heizungstechnik geht es darum, erneuerbare Ener-

gie optimal in Wärme umzuwandeln, was nur mit reduzier-

tem Heizwärmebedarf und gutem Wärmeschutz möglich 

ist. Und natürlich spielt auch die erneuerbare Energie eine 

zentrale Rolle: Klimafreundliche Gebäude benötigen Ener-

gie aus erneuerbaren Quellen. Das richtige Zusammenspiel 

von Wärmeschutz und Heizungstechnik bringt die besten 

Ergebnisse für Klimaschutz, Geldbeutel und Wohnbehag-

lichkeit. Wärmepumpen zum Beispiel nutzen erneuerbare 

Energien besonders effizient und umweltschonend, sofern 

die Wärmeeffizienz des Gebäudes stimmt. Für diese Wär-

meeffizienz gibt einen wichtigen Schlüssel, nämlich die Ge-

bäudehülle und der damit verbundene Wärmeschutz. 

NT-Ready: Startklar für die Niedertemperatur-Heizung

Darum: Einfach nur die alte Heizung durch eine Wärme-

pumpe zu ersetzen, ist oft zu kurz gesprungen. Denn Heiz-

systeme, die auf erneuerbare Energie setzen, funktionieren 

besonders effizient im sogenannten “Niedertemperatur-

Bereich”. Deshalb muss ein Gebäude dafür gerüstet sein 

und “Niedertemperatur-ready” werden, also mit geringen 

Vorlauftemperaturen des Heizungswassers auch an kalten 

Tagen gut klarkommen. „Das erreicht man vor allem mit ei-

ner effektiven Wärmedämmung der Außenwände“, sagt Jür-

gen Hofele mit Nachdruck. Mit anderen Worten: Je schlech-

ter ein Gebäude gedämmt ist, desto schwieriger und un-

wirtschaftlicher ist der Einbau einer Wärmepumpe – und 

auch anderer Heizungsarten. „NT-ready“ zielt darauf ab, die 

baulichen Voraussetzungen zu schaffen, um auch alte Ge-

bäude mit modernen, erneuerbaren Energien wirtschaftlich 

heizen zu können. Ein weiterer Schlüssel ist die Umstellung 

auf Flächenheiz- und Kühlsysteme, was übrigens auch in De-

cken und Wänden sehr gut funktioniert. „Deckenheizungen 

können dann umgesetzt werden, wenn man keine Fußbo-

denheizung einbauen kann oder will“, erklärt Hofele. Wer-

den diese Schlüssel nicht beachtet, wird beispielsweise der 

Einbau einer Wärmepumpe zu dauerhaft überhöhten 

Stromkosten führen.

Gedämmte Wände sind weniger schimmelsensibel

Es gibt noch einen weiteren Grund, warum man die Gebäu-

dehülle modernisieren sollte. Je besser eine Wand ge-

dämmt ist, desto weniger kühlt die Wandoberfläche innen 

ab und desto geringer ist das Risiko, dass sich Feuchtigkeit 

dort absetzt. Bereits eine relative Luftfeuchtigkeit von 50 bis 

60 Prozent im Raum kann zu Schimmelbildung und Bau-

schäden besonders in den Außenecken führen, wenn die 

Wände sehr kalt sind. Die wärmere Innenwand im Winter 

wirkt außerdem sehr positiv auf die Behaglichkeit im Raum. 

Umgekehrt verhindert die Fassadendämmung im Sommer 

das Aufheizen der Wände und bietet dadurch auch einen 

sehr guten Hitzeschutz. Und wer sein Raumklima beson-

ders gut regulieren möchte, plant bei der Fassadensanie-

rung auch den Einbau eines Lüftungssystems mit.
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Optische Aufwertung der Fassade

Eine Verschönerung der Fassadenoberfläche lässt sich ideal 

mit einer energetischen Sanierung der Außenwände kom-

binieren. Bei der energetischen Sanierung gehört die Fassa-

dendämmung zusammen mit der Dach- und Kellerdecken-

dämmung zu den ersten Schritten. Denn: Ist das Gebäude 

gut eingepackt und der Energiebedarf gesenkt, kann die Ge-

bäudetechnik, insbesondere die Heizung, entsprechend 

kleiner und energiesparender dimensioniert werden. „Erst 

dämmen, dann heizen“, erklärt Kreishandwerksmeister 

Schmid. Dabei sollte man sich beraten lassen. Nein: Man 

muss sich beraten lassen, denn Fenster, Fassade und Hei-

zung sollten idealerweise zusammen geplant werden, auch 

wenn die tatsächliche Umsetzung von Fenstertausch und 

Fassadendämmung sowie der Einbau der Heizung – zeitlich 

versetzt erfolgt. Insgesamt wertet die Sanierung ein Gebäu-

de auf – technisch, aber auch optisch. Das steigert langfris-

tig den Wert und überzeugt (nicht nur) mit Optik. Man kann 

hier bewusst eine neue Ansicht wählen und so ein Altbau 

quasi zu einem modernen Neubau verwandeln. Aber: Die 

Stuckateure können andererseits auch so modernisieren, 

dass der Charme und der Charakter eines stilvollen Altbaus 

erhalten bleibt – samt Stuck-Details. „Es gibt so viele Mög-

lichkeiten, die Betriebe mit Erfahrung und ihren qualifiziert 

Teams umsetzen können“, ist Jürgen Schmid überzeugt.

Die Betriebe der Stuckateur-Innung beraten ausführlich 

und passen die Dimension der Dämmung individuell auf 

das jeweilige Gebäude an. 

Bildquelle: Zukunft Altbau
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URTEILE

KEINE VERTRETUNGSVOLLMACHT 
FÜR DEN MIETVERWALTER 

Über Vertretungen auf der Eigentümer-

versammlung wird häufig gestritten. 

Manche Teilungserklärungen sehen Re-

gelungen vor und schränken den Kreis 

der Berechtigten ein.

Üblicherweise können Eigentümer Ehepartner, Anwälte, 

andere Wohnungseigentümer oder Verwalter bevoll-

mächtigen. Das Landgericht Frankfurt/Main hatte zu ent-

scheiden, ob der Begriff Verwalter auch sogenannte Miet-

Verwalter umfasst, die eine oder mehrere Einheiten im 

Auftrag von Sondereigentümern betreuen. Es kam zu 

dem Schluss: Nein. Solche Verwalter dürfen Eigentümer 

demnach nicht vertreten. Jedenfalls dann nicht, wenn die 

Klausel in der Teilungserklärung ausdrücklich „den Ver-

walter“ nennt. Damit ist nur der von der Gemeinschaft der 

Wohnungseigentümer bestellte Verwalter gemeint, wie 

es im Beschluss vom 10. November 2022 (2-13 S 54/22) 

heißt. Eine Eigentümerin hatte die Beschlüsse einer Eigen-

tümerversammlung – erfolglos – angefochten, weil ihr 

Miet-Verwalter trotz Vollmacht draußen bleiben musste. 

Das Gericht wies darauf hin, Eigentümer könnten statt des 

Miet-Verwalters zum Beispiel Anwälte bevollmächtigen. 

Das sei zwar mit Kosten verbunden, aber zumutbar. 

GRILLZEIT – KONFLIKTZEIT? RÜCKSICHT MUß SEIN! 

Wer auf Balkon und Terrasse 

grillt, muss Rücksicht auf die 

Nachbarn nehmen. Sie brau-

chen weder Rauch noch Ge-

ruch zu akzeptieren. Wo die 

Belästigung anfängt und auf-

hört, hängt – auch – vom per-

sönlichen Empfinden ab. Gänzlich verbieten lässt sich Gril-

len nicht, aber einschränken. Das Landgericht München I 

hat jüngst einem Wohnungseigentümer sehr präzise vor-

gegeben, wann und wie oft er auf der Terrasse den Grill an-

werfen darf, ohne das geordnete Zusammenleben in der 

Eigentümergemeinschaft über Gebühr zu beeinträchti-

gen: Höchstens vier Mal im Monat, nicht an zwei aufei-

DER VORSITZENDE VON HAUS UND GRUND GÖP-
PINGEN UND UMGEBUNG E.V., RECHTSANWALT VOL-
KER SCHWAB, INFORMIERT ÜBER AKTUELLE URTEILE. 

nanderfolgenden Tagen am Wochenende oder Sonn- 

und Feiertagen. Geklagt hatte ein über dem Eigentümer 

wohnender Nachbar, den die heraufziehenden Gerüche 

ärgerten (Urteil vom 1. März 2023, 1 S 7620/22 WEG).

KEIN ANSPRUCH AUF BALKONKRAFTWERK

Das Anbringen einer kleinen Photovoltaikanlage an der Bal-

konaußenseite ist – zumindest bislang – keine privilegierte 

Maßnahme nach dem Wohnungseigentumsgesetz (§ 20 Ab-

satz 2 Satz 1). Deshalb brauchen Wohnungseigentümer 

nach Ansicht des Amtsgerichts Konstanz (Urteil vom 9. Fe-

bruar 2023, 4 C 425/22) für die Montage einen Mehrheits-

beschluss der Gemeinschaft der Wohnungseigentümer 

(GdWE). Im entschiedenen Fall stritten eine GdWE und ein Ei-

gentümer, dessen Mieter ein Balkonkraftwerk angebracht 

hatte. Dafür wollte der Eigentümer nachträglich das Okay 

der GdWE einholen, die das verweigerte und daher auf Zu-

stimmung verklagt wurde. Der Eigentümer argumentierte, 

aufgrund der Nähe zu E-Ladegeräten, die in § 20 Absatz 2 

WEG ausdrücklich privilegiert seien, und seiner klimasch-

ützenden Funktion falle das Mini-Kraftwerk ebenso unter 

die privilegierten Maßnahmen. Dem hielt das Gericht ent-

gegen, für den Gesetzgeber sei Klimaschutz nur in Bezug 

auf das Aufladen von E-Autos zuhause relevant gewesen. 

Hätte der Gesetzgeber andere Optionen einbeziehen wol-

len, hätte er dies gekonnt, aber eben nicht getan. An das 

Balkonkraftwerk mit schwarzem Paneel sei daher der 

Maßstab einer typi-

schen baulichen Ver-

änderung anzulegen, 

die die Wohnanlage 

optisch beeinflusse. 

Konsequenz: Die Mehr-

heit muss zustimmen.

Grillpartys müssen nicht zu frostiger Stimmung in der 

WEG führen. Gegenseitige Rücksicht hilft!
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Der Mangel an bezahlbarem Wohnraum ist die soziale Fra-

ge unserer Zeit. Auf der Suche nach Lösungen für dieses 

Problem sind die Eigentümer von Häusern und Wohnun-

gen Schlüsselakteure. Private Vermieter stellen fast zwei 

Drittel der Mietwohnungen in Deutschland. Sie sind – 

auch beim Bau neuer Wohnungen - das Rückgrat des 

Wohnungsmarkts. Tag für Tag übernehmen sie mit Ihrem 

Engagement gesellschaftliche Verantwortung.

Doch die Lage in der Bau- und Wohnungswirtschaft ist ak-

tuell so schwierig wie seit Jahrzehnten nicht: Inflation, 

Fachkräftemangel, Lieferengpässe, Zinssprünge – all das 

ergibt eine toxische Mischung. Unternehmen treten von 

Projekten zurück, und viele private Bauherren überlegen 

es sich zweimal, ob sie bauen wollen oder können. Alles 

kommt in einen zentralen Befund zusammen: Bauen und 

Sanieren sind heute wirtschaftlich kaum mehr machbar.

Vergangenes Jahr hatte das so genannte „Heizungsge-

setz“ Eigentümer, Mieter, aber auch Bauherren und Inves-

toren massiv irritiert. Bis heute wissen Hausbesitzer nicht 

richtig, was genau auf sie zukommt. Für viele ältere Immo-

bilien wäre die zwangsweise Umstellung auf eine Wärme-

pumpe ein wirtschaftlicher Totalschaden. Darauf gibt die 

Bundesregierung bis heute keine Antworten. Doch was 

wir jetzt am wenigsten brauchen können, ist, dass verant-

wortungsbewusste private Vermieter entnervt aufgeben 

und ihre Wohnungen vom Markt nehmen.

Wir brauchen nicht noch mehr kostentreibende Vor-

schriften, wir brauchen mehr Tempo! Denn gerade beim 

Bauen gilt: Zeit ist Geld. Wir als Land tun hier, was in unse-

rer Macht steht. Dazu gehört unser „Virtuelles Bauamt“. Es 

GASTBEITRAG VON NICOLE RAZAVI MDL, MINISTERIN FÜR
LANDESENTWICKLUNG UND WOHNEN 
BADEN-WÜRTTEMBERG

digitalisiert das komplette Baugenehmigungsverfahren – 

von A wie Antrag bis Z wie Zustellung des Bescheids. Das 

macht den Genehmigungsprozess nicht nur schneller, 

sondern für alle auch komfortabler. Ich freue mich sehr, 

dass inzwischen fast alle Baurechtsbehörden mit an Bord 

sind. Der digitale Bauantrag spart allen Beteiligten Zeit, 

Geld und Nerven.

Beschleunigen, Erleichtern, Möglichmachen – das ist für 

mich ein Leitmotiv meiner Arbeit. Deshalb werden wir 

auch die Landesbauordnung in diesem Jahr umfassend 

novellieren. Wir wollen zum Beispiel eine Genehmigungs-

fiktion einführen - ein vollständiger Bauantrag ist damit 

nach spätestens drei Monaten genehmigt. Auch die Ein-

führung einer Typengenehmigung ist uns ein großes An-

liegen: Einmal beschiedene Rechtsfragen müssen nicht 

ständig in jedem Bundesland wieder geprüft werden. Und 

wir wollen das Widerspruchsverfahren abschaffen. Bis zu 

14 Monate dauert diese Extra-Schleife im Schnitt.

Darüber hinaus wollen wir baurechtliche Standards ver-

einfachen. Aktuell ist es leider so: Wir haben beim Bauen 

zu viele Vorschriften. Und aus den vielen, oft gut gemein-

ten Vorschriften wird dann ein Normenlabyrinth. Klar ist: 

Nicht alles kann einfach weg. Aber mit ein paar klugen 

Schnitten im Paragrafendschungel können wir viel bewir-

ken.

Mein Eindruck ist: Wir stehen in Deutschland viel zu oft auf 

der Bremse. Entwicklungen gehen nicht voran, vieles in un-

serem Land dauert zu lang und ist zu umständlich. Wir 

müssen wieder mehr außerhalb der gewohnten Kästchen 

denken und raus aus der Komfortzone, wenn wir mit dem 

Wandel um uns herum Schritt halten wollen.

Ohne engagierte und verantwortungsvolle Eigentümer ist 

das aber nicht zu schaffen. Es muss klar sein: Die großen 

Herausforderungen schaffen wir nur mit den Eigentü-

mern und nicht gegen sie. Ich stehe deshalb für eine Poli-

tik, die nicht zwingt und bevormundet, sondern die moti-

viert und ermöglicht. Dafür setze ich mich mit aller Kraft 

ein.
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NEUER RECHTSBERATER BEI 
HAUS & GRUND GÖPPINGEN
RECHTSANWALT FLORIAN SCHLEIFER NEUER 
BERATER FÜR BAU- UND VERWALTUNGSRECHT 

Seit Januar 2024 dürfen sich die Mitglieder des Göppinger 

Ortsvereins über ein neues Gesicht bei der Mitgliederbera-

tung freuen. Mit Herrn Rechtsanwalt Florian Schleifer be-

kommt das Haus & Grund-Beraterteam weitere Unterstüt-

zung. Sein Tätigkeitsschwerpunkt im Rahmen der Mitglie-

derberatung liegt im Rechtsbereich des Öffentlichen Bau- 

und Verwaltungsrechts. Der 31-jährige Jurist absolvierte 

das Studium der Rechtswissenschaften in Konstanz und 

Genf und im Anschluss ein mehrjähriges Referendariat im 

Landgerichtsbezirk Konstanz. 

Seit seiner Zulassung als Rechtsanwalt im Jahr 2021 ist er bei 

der Rechtsanwaltskanzlei Hauptmann-Uhl & Kollegen in 

Göppingen tätig. Durch seine bisherige Zusammenarbeit 

mit unserer langjährigen Rechtsberaterin Frau RAin Schlei-

cher sind ihm die Belange und Probleme der Haus & Grund-

Mitglieder daher gut bekannt. Neben den Rechtsberatern 

Frau RAin Barbara Schleicher, Herrn RA Jürgen Schaile und 

Herrn RA Volker Schwab steht Herr RA Schleifer den Mit-

gliedern als weiterer Vereinsberater künftig für Beratungen 

im Öffentlichen Bau- und Verwaltungsrecht zur Verfügung.

Haus & Grund Göppingen wünscht ihm für seine neue Tä-

tigkeit alles Gute und viel Erfolg.

Unser Mietvertrag wird in regelmäßigen Abständen über-

arbeitet bzw. modifiziert und an die Entwicklung der 

Rechtsprechung und Beratungspraxis angepasst. Die 

neue Version – 02/2024 – des Wohnraum-Mietvertrags 

von Haus & Grund Göppingen kann ab sofort über die Ge-

schäftsstelle oder GmbH bezogen werden.

Steht bei Ihnen ein Mieterwechsel an oder haben Sie Bera-

tungsbedarf bei der Neuvermietung Ihrer Immobilie? Bei 

Fragen zum Ausfüllen des Mietvertrages helfen wir Ihnen 

selbstverständlich gerne weiter.

Wichtig: Verwenden Sie immer aktuelle Vertragsfor-
mulare!

NEUAUFLAGE WOHNRAUM-
MIETVERTRAG
DER WOHNRAUM-MIETVERTRAG HAUS & GRUND 
GÖPPINGEN



20

IHR MAGAZIN
FIRMA | VEREIN | PRIVAT

WERBEAGENTUR & DRUCKEREI GMBH

Redaktion

Fotografie

Entwurf / Layout

Druck

Postauslieferung

UNSER KOMPLETTSERVICE

JETZT

ANFRAGEN

UND DURCH-

STARTEN!

07161 629999
www.pulswerk.net info@pulswerk.net



21



22
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EHRUNG FÜR LANGJÄHRIGE VERDIENSTE UM HAUS 
& GRUND GÖPPINGEN

Anlässlich der Mitgliederversammlung am 11. November 

2023 wurde Herr Andreas Herwig, Rechtsanwalt und Mit-

glied im Vereinsbeirat, mit der silbernen Ehrennadel mit 

Urkunde des Zentralverbands Haus & Grund Deutschland 

für 25 Jahre Beiratstätigkeit bei Haus & Grund Göppingen 

geehrt. Er setzt sich seit 1998 als Mitglied des Vereins-

beirats aktiv für die Aufgaben, Interessen und Ziele von 

Haus & Grund Göppingen ein. Darüber hinaus stand er 

den Mitgliedern bis 2018 als Rechtsberater des Vereins 

bei Fragen zur Betriebs- und Heizkostenabrechnung 20 

Jahre kompetent zur Seite. Ottmar H. Wernicke, Landes-

geschäftsführer von Haus & Grund Württemberg, und der 

Vereinsvorsitzende Volker Schwab gratulierten Herrn Her-

wig zu diesem Jubiläum mit einem Präsent und würdigten 

sein erfolgreiches und unermüdliches Engagement sowie 

seinen persönlichen Einsatz für den Verein. Die Ehrenna-

del mit Urkunde wurde Herrn Herwig in der Haus & 

Grund-Geschäftsstelle überreicht.

ANDREAS HERWIG 25 JAHRE 
MITGLIED IM VEREINSBEIRAT

Um den Verein auch in finanzieller Hinsicht für die He-

rausforderungen und Aufgaben der Zukunft auf eine wei-

terhin solide wirtschaftliche Basis zu stellen, soll ab 2025 ei-

ne Erhöhung des jährlichen Mitgliedsbeitrags erfolgen. Ei-

ne Beitragsanpassung wird in den Vereinsgremien be-

handelt, diskutiert und auch vor dem Hintergrund einer 

ebenfalls ab 2025 anstehenden Erhöhung des Landesver-

bandsbeitrags um 5,00€/Mitglied/Jahr als erforderlich an-

gesehen. Unsere letzte Beitragserhöhung (10,00 € in 

2019) liegt jetzt fast sechs Jahre zurück. Eine moderate An-

hebung des Jahresbeitrags soll wie in der Vergangenheit 

wieder eine längerfristige Beitragsstabilität gewährleis-

ten. Vorstand und Vereinsbeirat sind bestrebt, in der Mit-

gliederversammlung 2024 eine angemessene Beitragsan-

passung vorzuschlagen, die sowohl den Interessen des 

Vereins als auch der Mitglieder Rechnung trägt.

BEITRAGSANPASSUNG

FÜR 2025 IST EINE ANHEBUNG DES JAHRESBEITRAGS 
VORGESEHEN

Von links nach  rechts: Geschäftsführer Manfred Brecht, 

Jubilar Andreas Herwig (25 Jahre Beiratsmitglied) und Vor-

sitzender Volker Schwab
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HAUS & GRUND WÜRTTEMBERG LÄDT EIN: TAGESFAHRT 
ZUM LANDESVERBANDSTAG 2024 IN TUTTLINGEN

SAMSTAG, 20. APRIL 2024 | TAGESFAHRT MIT REISEBUS
PROGRAMMABLAUF

7.30 Uhr Abfahrt EWS-Arena (Hohenstaufenhalle) 

 Göppingen

 (Zustieg: Faurndau, Uhingen, Ebersbach)

9.30 Uhr Ankunft in Tuttlingen, Stadthalle

10.00 –  Eröffnung des Landesverbandstag

12.00 Uhr Öffentliche Kundgebung im Großen Saal der

 Stadthalle Tuttlingen

 Hauptredner Herr Thorsten Frei MdB, Erster 

 Parlamentarischer Geschäftsführer der

 CDU/CSU-Bundestagsfraktion

12.00 –  Freizeit – Kleiner Stadt-/Einkaufsbummel in

13.20 Uhr Tuttlingen mit Mittagessen/Imbiss (auf eige-

 ne Rechnung)

13.20 Uhr  Abfahrt nach Rottweil

14.00 –  TK Elevator „Thyssen Tower“ Testturm Rottweil

15.30 Uhr    Besuch mit Panoramaführung auf dem TK 

 Elevator Testturm   |   Deutschlands höchste  

 Aussichtsplattform – der neue Aufzugstest-

 turm mit 246 Meter Höhe 

15.30 Uhr  Weiterfahrt nach Reutlingen / Schloss Lich-

 tenstein

Optional / Freiwillig:

16.30 –  Kleiner Spaziergang rund um Schloss Lich-

 tenstein | D as „Märchenschloss Württembergs“17.00 Uhr

17.00 Uhr  Abendessen im Restaurant & Forstgarten 

 Altes Forsthaus neben Schloss Lichtenstein

 (auf eigene Rechnung)

18.30 Uhr   Rückfahrt nach Göppingen  

20.00 Uhr   Ankunft in Göppingen (Ausstieg s.o.) 

Preis für Tagesfahrt:  20,00 € pro Teilnehmer – zahlbar 

bei Anmeldung!  

Leistungen:   Busfahrt, Teilnahme an der öffentlichen Kund-

gebung, Panoramaführung TK Elevator „Thyssen Tower“ 

Testturm Rottweil

Bitte beachten:  Weitere Leistungen und Verpflegung auf 

eigene Rechnung eines jeden Teilnehmers!

Anmeldeschluss:   Sonntag, 14. April 2024

Teilnehmerzahl:   max. 40 Personen

Anmelde-Coupon:  Siehe Beitragsrechnung

– ÄNDERUNGEN VORBEHALTEN –

HAUS & GRUND GÖPPINGEN BIETET SEINEN MITGLIEDERN WIEDER DIE MÖGLICHKEIT, IM RAHMEN DES LAN-
DESVERBANDSTAGS AM SAMSTAG, 20. APRIL 2024, AN EINEM TAGESAUSFLUG TEILZUNEHMEN.

HUG · INTERN: LANDESVERBANDSTAG
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Öffentliche 

Informationsveranstaltung

Dienstag, 23. April 2024, 19.00 Uhr,

Stadthalle Göppingen, Schulerzimmer

Vortrag

Patientenverfügung und Vorsorgevollmacht 

für Immobilieneigentümer

• Vorsorgevollmacht

Rechtssicher vorsorgen bei Krankheit, Pflegebe-

dürftigkeit oder Unfall

Bevollmächtigung von Vertrauenspersonen

Ausgestaltung und Umsetzung von Vollmachten

• Patientenverfügung

Gesetzliche Regelungen (Betreuungsrecht, Pa-

tientenrechtegesetz)

Vorkehrungen treffen für medizinische Versor-

gung und Pflege bei Entscheidungs- und Hand-

lungsunfähigkeit

Referent: Rechtsanwalt Jürgen Schaile

Fachanwalt für Miet- und Wohnungseigen-

tumsrecht

Wichtige Teilnehmerinformation:

Die Teilnehmerzahl ist begrenzt. Anmeldung 

(schriftlich, E-Mail, Fax) über die Geschäftsstelle 

erforderlich!

Die Teilnahme ist für Mitglieder kostenlos.

Unkostenbeitrag für Nichtmitglieder 10,00 EUR 

/Person, zahlbar bei Anmeldung.

INFOS &

TERMINE

16. und 17. März 2024
Baumesse „Haus & Co“ Bauen – Wohnen – Modernisieren 2024– Info-Stand Haus & Grund Göppingen –Große Regionale Bau- und ImmobilienmesseEWS Arena Göppingen

20. April 2024:
Landesverbandstag Haus & Grund WürttembergStadthalle Tuttlingen, Königstr. 39 (Europaplatz), 78532 Tuttlingen 
10.00 Uhr Öffentliche Kundgebung Stadthalle Tuttlingen mit Hauptredner Herrn Thorsten Frei MdB, Erster Parlamentarischer Geschäftsführer der CDU/CSU-BundestagsfraktionMitgliederfahrt (Bus) mit Rahmenprogramm: Siehe „Hausmitteilung“ Seite 23

23. April 2024
Vortragsveranstaltung
Patientenverfügung und Vorsorgevollmacht für Immobilieneigentümer
Stadthalle Göppingen, Schulerzimmer, 19.00 Uhr
06. und 07. Juni 2024
138. Zentralverbandstag von Haus & Grund Deutschland in Lübeck

TERMINE / 
VERANSTALTUNGEN 2024
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LESER DER HAUSMITTEILUNG FRAGEN – 
EXPERTEN VON HAUS UND GRUND GÖPPINGEN UND 
UMGEBUNG ANTWORTEN

BAUMAßNAHME
„In unserer recht kleinen Wohnungseigentumsanlage 
hat ein Nachbar einen Wintergarten ohne Genehmigung 
der anderen Wohnungseigentümer errichtet. Er behaup-
tet, dass er dies auch ohne Beschluss dürfe, außerdem ste-
he ihm ein Anspruch auf Genehmigung zu, da der Winter-
garten für die anderen nicht einsehbar sei und somit nie-
mand beeinträchtigt werde.“ 

Katja Walser (Geschäftsstelle Haus und Grund Göppingen 

und Umgebung e.V.): Diese Rechtsauffassung trifft nicht zu. 

Der Bundesgerichtshof hat in einer Entscheidung vom 17. 

März 2023 (V ZR 114/22) klargestellt, dass jegliche bauliche 

Veränderung im Bereich des Gemeinschaftseigentums im-

mer eines genehmigenden Beschlusses gemäß § 20 I WEG be-

darf. In dieser Vorschrift habe sich der Gesetzgeber dazu ent-

schieden, einen Beschlusszwang zu normieren und klarge-

stellt, dass jede von einem Wohnungseigentümer beabsich-

tigte bauliche Veränderung des gemeinschaftlichen Eigen-

tums einen legitimierenden Beschluss erfordere, auch wenn 

kein Wohnungseigentümer in rechtlich relevanter Weise be-

einträchtigt werde. Auf diese Weise werde sichergestellt, dass 

die Wohnungseigentümer über alle baulichen Veränderun-

gen des Gemeinschaftseigentums informiert würden. Für den 

bauwilligen Wohnungseigentümer bringe der legitimierende 

Beschluss nach dessen Bestandskraft Rechtssicherheit. Es ist 

dem BGH zufolge Sache des Wohnungseigentümers, der ei-

ne nicht in der Gemeinschaftsordnung gestattete bauliche 

Veränderung beabsichtigt, einen Gestattungsbeschluss gege-

benenfalls im Wege der Beschlussersetzungsklage gemäß § 

44 Absatz 1 Satz 2 WEG herbeizuführen, ehe er mit Baumaß-

nahmen beginnt. Handelt er dem zuwider, haben die übrigen 

Wohnungseigentümer dem Urteil nach einen Unterlassungs-

anspruch. Dieser werde seit dem 1. Dezember 2020 von der 

Gemeinschaft der Wohnungseigentümer ausgeübt. In der 

gleichen Entscheidung hat der BGH auch deutlich gemacht, 

dass sich daran nichts ändert, wenn dem einzelnen Eigentü-

mer ein Anspruch auf einen solchen genehmigenden Be-

schluss zusteht. Auch in diesem Fall müsse dieser Eigentümer 

sich erst diesen Beschluss verschaffen, bevor er mit der Bau-

ausführung beginne. Nach diesen Feststellungen des Bun-

desgerichtshofes kann eine bauliche Veränderung am Ge-

meinschaftseigentum, egal wie geringfügig sie ist, also nur 

auf der Grundlage eines gefassten, gestattenden Beschlusses 

vorgenommen werden.

ANFECHTUNGSKLAGE
„Auf der letzten Eigentümerversammlung gab es Streit 
um einen Beschluss. Ein Wohnungseigentümer drohte 
wegen einer Formalie mit einer Anfechtungsklage. Er wür-
de alle Eigentümer verklagen, woraufhin der Verwalter 
ihn darauf hinwies, dass er nicht die Eigentümer verkla-
gen dürfe und darüber hinaus, selbst wenn er gewinne, ei-
nen Teil der Kosten tragen müsse. Ist das richtig?“

Nicole Buck (Geschäftsstelle Haus und Grund Göppingen 

und Region Service GmbH): Ja, das ist in der Tat richtig. Das 

neue Wohnungseigentumsrecht regelt in § 44 die Anfech-

tungsklage. Gemäß Absatz 2 sind die Klagen gegen die Ge-

meinschaft der Wohnungseigentümer zu richten. Es ist also 

nicht wie früher, dass sämtliche Wohnungseigentümer ver-

klagt werden, sondern die Gemeinschaft der Wohnungsei-

gentümer ist der richtige Klagegegner. Soweit die Anfech-

tungsklage erfolgreich ist, würde also die Beklagtenseite und 

damit die Gemeinschaft der Wohnungseigentümer (GdWE) 

unterliegen und damit auch die Kosten des Verfahrens zu tra-

gen haben. Da hier nicht mehr die einzelnen Wohnungsei-

gentümer unterliegen, sondern die Gemeinschaft der Woh-

nungseigentümer selber, handelt es sich also bei den Kosten 

des Verfahrens um Kosten der GdWE. Da deren Kosten von 

den Wohnungseigentümern entsprechend des gesetzlichen 

Verteilerschlüssels (§ 16 II WEG) oder des abweichend verein-

barten oder beschlossenen Verteilerschlüssels zu tragen sind, 

und die Kosten eines verlorenen Gerichtsverfahrens zu diesen 

Kosten gehören, tragen alle diese Kosten, auch der anfech-

tende Wohnungseigentümer, selbst wenn er mit seiner Klage 

erfolgreich ist.

Senden Sie Ihre Fragen an: Info@hug-gp.de

HUG · LESERFRAGEN
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Mo.– Fr.  9:00 – 12:00 Uhr
und 14:00 – 17:00 Uhr
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HUG · ZETTERERS CETERUM CENSEO - KOMMENTAR

DER LETZTE TROPFEN?

Ein letzter Tropfen kann, auf einen heißen Stein fallend, so-

fort verdampfen und damit einfach verschwinden, so als 

hätte er nie existiert. Er kann aber auch ein volles Fass zum 

Überlaufen bringen!  

So geschehen nach den sogenannten Sparmaßnahmen 

der Bundesregierung zur Vermeidung eines verfassungs-

widrigen Haushalts, zu denen sie durch ein Urteil des Bun-

desverfassungsgerichts (BVerfG) gezwungen worden wa-

ren. Zum Ausgleich des durch Tricksereien der Regierung 

entstandenen Haushaltslochs sollten u.a. Subventionen 

der Landwirtschaft gestrichen werden. In der Folge führte 

dies zu massiven Protesten der Landwirte und Landwirtin-

nen, geführt von einem starken (Bauern-)Verband und be-

gleitet von enormer Zustimmung der Bevölkerung.  

WIE VOLL IST DAS WASSERFASS DER HAUS- UND 
GRUNDEIGENTÜMER IN DEUTSCHLAND?  

Die ursprünglich geplante massive Verschärfung des Ge-

bäude-Energie-Gesetzes (kurz Habecks̀ches Heizungsge-

setz) war geboren aus einem Gefühl der Überlegenheit und 

der Ignoranz gegenüber den Warnungen von nichtgrünen 

Fachleuten und gegenüber dem technisch und wirtschaft-

lich Machbaren, ja geradezu aus einem Gefühl der Unfehl-

barkeit. Und ich dachte immer, Unfehlbarkeit sei einer Insti-

tution aus Rom vorbehalten. Nein, statt in Purpur kommt 

die Unfehlbarkeit heute in Grün daher! Diese Ignoranz spie-

gelt sich auch in dem Sonderweg Baden-Württembergs be-

züglich der ebenfalls vom BVerfG aufgezwungenen Neure-

gelung zur Grundsteuer wider. Kein anderes Bundesland in 

Deutschland bewertet auch bebaute Grundstücke aus-

schließlich nach dem Bodenwert. Allen Warnungen zum 

Trotz hat der Landtag von BAWü mit den Stimmen von Grü-

nen und CDU dem Grundsteuergesetz BaWü zugestimmt 

…… und damit ganz viel Wasser inś Fass der Grundstücksei-

gentümer geleert. Zumindest z.B. in das Fass der Eigentü-

mer von Einfamilienhäusern!  

Dieselbe Ignoranz ist auch wesentlicher Bestandteil der 

grünen Energiewende zur Rettung des Weltklimas. Ehr-

lichkeitshalber muss ich aber auch hier betonen, dass alle 

Gesetzesänderungen mit den Stimmen der Fraktionen 

der Ampelregierung beschlossen worden sind und damit 

mitnichten nur mit den Stimmen der Grünen. Der Atom-

ausstieg ist unter Führung der Kanzlerin Frau Dr. Merkel 

beschlossen worden. Die Ampelre-

gierung hätte es jedoch nach dem 

Totalausfall der Erdgaslieferun-

gen aus Russland in der Hand ge-

habt, die Laufzeiten der drei ver-

bliebenen Kernkraftwerke in 

Deutschland zu verlängern. 

Nicht nur für einige wenige Mo-

nate, sondern für mehrere Jahre 

(!!). Dann hätte es den gesamten mas-

siven Windkraftanlagenausbau, der 

uns jetzt in Baden-Württemberg 

droht, gar nicht bedurft. Dann hätte 

die Ampel Naturschutzgesetze und 

baurechtliche Vorschriften nicht so zu-

gunsten einer grünen Ideologie än-

dern müssen bzw. das „Gesetz zur Er-

höhung und Beschleunigung des Aus-

baus von Windenergieanlagen (sog. 

Wind-an-Land-Gesetz) so nicht zu 

beschließen brauchen. Denn erst 

diese Gesetze ebneten den Weg 

für den Ausweis sogenannter Vorranggebiete für Wind-

energieanlagen, welche die Regionalversammlung Stutt-

gart im Sommer letzten Jahres beschlossen hat. Die end-

gültige Entscheidung soll dann wieder in der Regionalver-

sammlung fallen nach Abschluss der Verfahrensanhö-

rung von Gemeinden, Verbänden und Bürgern, sofern die-

se in vorgegebener Frist sich dazu schriftlich äußern. 

Diese Fristen sind zum Zeitpunkt der Drucklegung unse-

rer Hausmitteilung abgelaufen. Es bleibt aber noch Zeit, 

das Gespräch mit den von uns gewählten Abgeordneten, 

insbes. der Regionalversammlung zu suchen. Ich gebe zu, 

dass mir bislang die Bedeutung der Regionalversamm-

lung in keiner Weise bewusst war. Jetzt weiß ich aber, dass 

diese ganz tief in mein direktes Lebensumfeld eingreift 

und dieses nachhaltig verändern, wenn nicht sogar zer-

stören kann. Nämlich meine Heimat! Und die liegt halt 

nun mal im Schurwald, auf und in der Schwäbischen Alb 

und im Schwäbisch-Fränkischen Wald und nicht in der grü-

nen Toskana! Also überall dort, wo jetzt gigantische Wind-

kraftanlagen, höher wie der Stuttgarter Fernsehturm, ge-

baut werden sollen.  

Die heutige Ausgabe unserer Hausmitteilung informiert 

Sie darüber, dass es Alternativen zu der als alternativlos 

verkauften grünen Energiewende gibt. Und nein, Herr 
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Prof. Dr. Thorwart ist nicht Mitglied der AfD, sondern Mit-

glied der CDU BaWü, wie er selbst auf einem – leider von 

der örtlichen Presse ignorierten Vortrag in Wäschenbe-

uren am 20.10.2023 betont hatte. Mich haben seine Argu-

mente überzeugt, ja geradezu die Augen geöffnet. Das Ab-

schalten der letzten drei Atomkraftwerke stellt sich bereits 

heute als gigantischer Fehler heraus, müssen doch seit-

dem Kohlekraftwerke und andere fossile Kraftwerke (Gas, 

Öl) für die Grundlast sorgen, ohne die das dringend erfor-

derliche Gleichgewicht zwischen Stromerzeugung und 

Stromverbraucht nicht erreicht werden kann.

Der CO2- Ausstoß Deutschlands hat sich seitdem erhöht 

und eben nicht vermindert – und dies trotz einer Rezessi-

on in 2023. Hinzu kamen und kommen gigantische Sum-

men zur Erhaltung der Netzstabilität und für den Netzaus-

bau in vielfacher Milliardenhöhe, bezahlt vom Stromkun-

den, vor allem von privaten Verbrauchern und von mittel-

ständischen Betrieben. Für bestimmte große Branchen 

sind ja Subventionen vorgesehen, verteilt vom Wirt-

schafts- und Klimaministerium.

Zur Deckung des Strombedarfs bei Dunkelflaute (kein 

Winn, keine Sonne) plant der Minister Dr. Habeck Gas-

kraftwerke (ca. 50) zu errichten, die später einmal mit Was-

serstoff betrieben werden sollen. Für Planung, Genehmi-

gung und Bau eines Kraftwerks werden sechs bis sieben 

Jahre nötig sein. Doch welches Energieunternehmen soll 

diese bauen und finanzieren, wenn die Kraftwerke nur bei 

Bedarf Strom erzeugen (dürfen). Deshalb sieht Dr. Habeck 

auch dafür Subventionen im Milliardenhöhe vor. (Quelle: 

The Pionieer Briefing 26.01.2024). Warum stellen sich poli-

tische Entscheidungsträger in Deutschland nicht einfach 

die Frage, weshalb kein anderes Industrieland der Welt 

diesen deutschen Weg der Energiewende mitgeht? 

Sie stellen sich jetzt vielleicht die Frage, was das Thema 

mit Haus und Grund zu tun hat. Natürlich weniger, wenn 

ihr Haus einen großen Abstand zu nächsten Windenergie-

anlage aufweist, Sie also z.B. in einer Stadt wohnen, diese 

Anlagen daher nicht sehen und auch nicht spüren/hören 

können. Umso mehr allerdings, wenn Sie das Pech haben, 

dass der Abstand nur 800 - 900 m oder – wie im Außenbe-

reich zulässig - nur 500 m beträgt. Denn dann kostet Sie 

diese Energiewende auch noch einen beträchtlichen Wert-

verlust Ihrer Immobilie. Dies hatte bereits eine Studie des 

RWI Leibnitz Institut für Wirtschaftsforschung aus 2019 be-

legt. Der Wertverlust beträgt demnach durchschnittlich 7 

% bei einer Entfernung von einem Kilometer, bis zu 23 % 

bei alten Häusern in ländlichen Gebieten. (Quelle: Ver-

bandszeitschrift Haus & Grund Württemberg vom April 

2019). Ein Durchschnittswert von 7 % macht bei 400.000 

EUR Grundstückswert bereits 28.000 EUR aus. Entschädi-

gung = 0 EUR! Dazu kommen noch die Kosten der erzwun-

genen Heizungsumstellung, spätestens bei Ihren Erben 

oder dem Käufer Ihrer Immobilie. Daher geht es uns alle an 

und sollte uns alle zum Protest oder zumindest zum Nach-

denken veranlassen – egal ob eine Windkraftanlage in Haus-

nähe gebaut werden könnte oder auch nicht. 

Mein Fazit:
 Das Fall ist randvoll! Doch, wo sind unsere Traktoren?

Bleiben Sie kritisch und informieren Sie sich!  

Ihr Johann Zetterer

Stellvertretender Vorsitzender Haus & Grund Göppingen   

KENNEN SIE DAS 
PETER-PRINZIP?

„In einer Hierarchie wird jeder solange befördert, bis 
er die Stufe seiner Unfähigkeit erreicht hat.“

Die deutsche Erstausgabe der amerikanischen Auto-
ren Laurence J. Peters und Raymund Hull erschien be-
reits 1970 unter dem Titel „Das Peter-Prinzip" oder 
"Die Hierarchie der Unfähigen“. 
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